
Anlage
Kriterienliste zur Prüfung und Standardisierung von Berichten der Arbeitsgremien
	1
	Allgemeine Angaben zum Bericht

	1.1
	Arbeitsgremium:              Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall
Ansprechperson/Tel.-Nr.: LAGA – Geschäftsstelle

                                          Jana Kremer, Tel.-Nr.: 0391-567 1586

E-Mail:                                 laga@mlu.sachsen-anhalt.de


	1.2
	Bezeichnung des Berichts

LAGA-Mitteilung Nr. 37 "Anforderungen an Hersteller und Vertreiber im Rahmen der Rücknahme von Verkaufsverpackungen, der Hinterlegung der Vollständigkeitserklärung sowie zur Prüfung der Mengenstromnachweise durch Sachverständige" nach den §§ 6, 10 und Anh. I der Verpackungsverordnung 

	1.3
	Die Thematik des Berichts ist 
       neu 
       wegen sachlicher Änderung neu erfasst

	1.4
	Kurze Zusammenfassung der Kernaussagen des Berichts:

Die neue LAGA Mitteilung 37 beinhaltet einheitliche Richtlinien für die von Sachverständigen im Auftrag der Wirtschaft zu erstellende Mengenstromnachweise (MSN). Diese MSN sind Nachweise über die Entsorgung der Verpackungen und die Erfüllung der materialabhängigen Quoten.



	2
	Notwendigkeit des Berichts

	2.1
	Warum wurde der Bericht erstellt: (Ziel)

Aufgrund der novellierten Verpackungsverordnung haben sich auch die Rahmenbedingungen für Selbstentsorger und Systeme für die Führung des Mengenstromnachweises geändert. 

	2.2
	Auswirkungen und Relevanz für die Länder und den Bund:
Einheitliche Ausgestaltung der von den Ländern zu prüfenden Nachweise über die Entsorgung der Verpackungen führt zur Vereinfachung der Verwaltungsvollzuges

	2.3
	Ergebnis bzw. Beschlussvorschlag:
Die UMK nimmt die neue LAGA Mitteilung 37 "Anforderungen an Hersteller und Vertreiber im Rahmen der Rücknahme von Verkaufsverpackungen, der Hinterlegung der Vollständigkeitserklärung sowie zur Prüfung der Mengenstromnachweise durch Sachverständige" nach den §§ 6, 10 und Anh. I der Verpackungsverordnung zur Kenntnis und stimmt deren Veröffentlichung zu.



	3
	Analyse von Konfliktpotential

	
	Durch den Beschluss betroffene Gruppen und Auswirkungen

	
	(bitte betroffene Gruppe angeben)
	(Bitte Gruppierungen bzw. Bereiche angeben, bei denen der Beschluss Restriktionen zur Folge hat)

	
	z. B. für den Bund
	 keine

	
	z. B. für die Länder
	 keine

	
	z. B. für Unternehmen (einschl. Landwirtschaft)
	 keine

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	 keine

	
	sonstige
	 keine

	4
	Kostenfolgenabschätzung

	4.1
	Welche Kosten werden bei Beschluss der Ergebnisse verursacht?
(Bitte einmalige Kosten mit Zusatz A, wiederkehrende Kosten mit Zusatz B angegeben)

	
	(bitte betroffene Gruppe Angeben)
	Personalkosten
	A
	B
	Sach kosten
(incl. Verfahrenskosten)
	A
	B

	
	z. B. für den Bund
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für die Länder
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Unternehmen
	
	
	
	
	
	

	
	z. B. für Bürgerinnen und Bürger
	
	
	
	
	
	

	
	sonstige
	
	
	
	
	
	

	Falls

	die Kosten nicht angegeben werden können, bitte erläutern:

Auf Grund der einheitlichen Vorgabe der Anforderungen an MSN und deren Prüfung durch Sachverständige kommt es zu Kosteneinsparungen bei Wirtschaft und Verwaltung.



	4.2
	Wurde eine Kosten-/Nutzenanalyse angestellt und Einsparungsmöglichkeiten geprüft? (bitte Ergebnis darstellen)
Eine Analyse wurde nicht durchgeführt. Einsparungen auf Grund der Vereinheitlichung der Vollzugspraxis bestehen insbesondere bei der Wirtschaft, aber auch bei den Behörden.

	5
	Alternativen

	5.1
	Welche Auswirkungen hätte ein Verzicht des vorgeschlagenen Beschlusses:

Unterschiedliche Ausgestaltung der von der Wirtschaft zu erstellenden Nachweise über die Entsorgung der Verpackungen führt zu hohem Prüfaufwand der Länder 


	5.2
	Welche Alternativen bestehen und/oder wurden geprüft:

Durch Uneinheitlichkeit der Mengenstromnachweise wird der behördliche Prüfaufwand erheblich vergrößert.
 





















